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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

Mitteilung über das Inkrafttreten des Abkommens über wissenschaftliche und technologische 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und der Arabischen Republik Ägypten zur 
Festlegung der Modalitäten und Bedingungen der Beteiligung der Arabischen Republik Ägypten an 

der Partnerschaft für Forschung und Innovation im Mittelmeerraum (PRIMA) 

Das am 27. Oktober 2017 unterzeichnete Abkommen über wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit 
zwischen der Europäischen Union und der Arabischen Republik Ägypten zur Festlegung der Modalitäten und 
Bedingungen der Beteiligung der Arabischen Republik Ägypten an der Partnerschaft für Forschung und Innovation im 
Mittelmeerraum (PRIMA) (1) ist gemäß Artikel 4 Absatz 2 dieses Abkommens am 15. März 2018 in Kraft getreten.  
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(1) ABl. L 316 vom 1.12.2017, S. 9. 



Mitteilung über das Inkrafttreten des Abkommens über wissenschaftliche und technologische 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und dem Haschemitischen Königreich 
Jordanien zur Festlegung der Modalitäten und Bedingungen der Beteiligung des Haschemitischen 
Königreichs Jordanien an der Partnerschaft für Forschung und Innovation im Mittelmeerraum 

(PRIMA) 

Das am 10. November 2017 unterzeichnete Abkommen über wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit 
zwischen der Europäischen Union und dem Haschemitischen Königreich Jordanien zur Festlegung der Modalitäten und 
Bedingungen der Beteiligung des Haschemitischen Königreichs Jordanien an der Partnerschaft für Forschung und 
Innovation im Mittelmeerraum (PRIMA) (1) ist gemäß Artikel 4 Absatz 2 dieses Abkommens am 16. Januar 2018 in 
Kraft getreten.  
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(1) ABl. L 348 vom 29.12.2017, S. 29. 



VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) 2018/519 DER KOMMISSION 

vom 28. März 2018 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 zur Übernahme bestimmter internationaler 
Rechnungslegungsstandards gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen 
Parlaments und des Rates im Hinblick auf Interpretation 22 des International Financial Reporting 

Interpretations Committee 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 
betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (1), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 der Kommission (2) wurden bestimmte internationale 
Rechnungslegungsstandards und Interpretationen, die am 15. Oktober 2008 vorlagen, in das EU-Recht 
übernommen. 

(2)  Am 8. Dezember 2016 veröffentlichte das International Accounting Standards Board (IASB) die Interpretation 22 
Fremdwährungstransaktionen und im Voraus erbrachte oder erhaltene Gegenleistungen des International Financial 
Reporting Interpretations Committee (IFRIC 22). In dieser Interpretation wird dargelegt, wie Geschäftsvorfälle zu 
bilanzieren sind, die im Voraus erhaltene oder erbrachte Gegenleistungen in Fremdwährung beinhalten. 

(3)  Die Anhörung der Europäischen Beratergruppe für Rechnungslegung (European Financial Reporting Advisory 
Group, EFRAG) hat bestätigt, dass die IFRIC-Interpretation 22 die in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 genannten Kriterien für eine Übernahme erfüllt. 

(4)  Die Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(5) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen stehen mit der Stellungnahme des Regelungsaus­
schusses für Rechnungslegung in Einklang — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 wird die IFRIC-Interpretation 22 Fremdwährungstransaktionen und im 
Voraus erbrachte oder erhaltene Gegenleistungen dem Anhang dieser Verordnung entsprechend eingefügt. 

Artikel 2 

Die Unternehmen wenden die in Artikel 1 genannten Änderungen spätestens mit Beginn des ersten am oder nach dem 
1. Januar 2018 beginnenden Geschäftsjahres an. 
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(1) ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 der Kommission vom 3. November 2008 zur Übernahme bestimmter internationaler 

Rechnungslegungsstandards gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 320 vom 
29.11.2008, S. 1). 



Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. März 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

IFRIC Interpretation 22 

Fremdwährungstransaktionen und im Voraus erbrachte oder erhaltene Gegenleistungen 

VERWEISE 

—  Rahmenkonzept für die Rechnungslegung 

—  IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler 

—  IAS 21 Auswirkungen von Wechselkursänderungen 

HINTERGRUND 

1.  Nach Paragraph 21 von IAS 21 Auswirkungen von Wechselkursänderungen ist ein Unternehmen verpflichtet, eine 
Fremdwährungstransaktion erstmalig in der funktionalen Währung anzusetzen, indem es den Fremdwährungsbetrag 
mit dem am jeweiligen Tag des Geschäftsvorfalls gültigen Kassakurs zwischen der funktionalen Währung und der 
Fremdwährung umrechnet. Nach Paragraph 22 von IAS 21 ist der Tag des Geschäftsvorfalls der Tag, an dem der 
Geschäftsvorfall erstmals gemäß den IFRS (im Folgenden auch „Standards“) ansetzbar ist. 

2.  Wenn ein Unternehmen eine Gegenleistung in Fremdwährung im Voraus erbringt oder erhält, bilanziert es im 
Allgemeinen einen nicht monetären Vermögenswert oder eine nicht monetäre Verbindlichkeit (1), bevor der 
zugehörige Vermögenswert, Aufwand oder Ertrag erfasst wird. Der zugehörige Vermögenswert, Aufwand oder Ertrag 
(oder ein Teil davon) entspricht dem Betrag, der gemäß den anwendbaren Standards bei der Ausbuchung des nicht 
monetären Vermögenswerts oder der nicht monetären Verbindlichkeit aus der im Voraus erbrachten oder erhaltenen 
Gegenleistung erfasst wird. 

3.  Das IFRS Interpretations Committee (im Folgenden „Interpretations Committee“) erhielt ursprünglich eine Eingabe mit 
der Frage, wie bei der Erfassung von Erlösen gemäß den Paragraphen 21–22 von IAS 21 der „Tag des Geschäfts­
vorfalls“ zu bestimmen sei. Der konkrete Fall war, dass ein Unternehmen bei Erhalt einer Gegenleistung im Voraus 
eine nicht monetäre Verbindlichkeit erfasste, bevor es den zugehörigen Erlös ansetzte. Bei seinen Beratungen stellte 
das Interpretations Committee fest, dass im Voraus erhaltene oder erbrachte Gegenleistungen in Fremdwährung nicht 
auf Umsatztransaktionen beschränkt sind. Daher beschloss das Interpretations Committee klarzustellen, wie der 
Zeitpunkt der Transaktion festzulegen ist, der für die Bestimmung des Wechselkurses für die erstmalige Erfassung des 
zugehörigen Vermögenswerts, Aufwands oder Ertrags zugrunde zu legen ist, wenn ein Unternehmen eine 
Gegenleistung in Fremdwährung im Voraus erhält oder erbringt. 

ANWENDUNGSBEREICH 

4.  Diese Interpretation ist anzuwenden auf Fremdwährungstransaktionen (oder einen Teil davon), wenn ein 
Unternehmen einen nicht monetären Vermögenswert oder eine nicht monetäre Verbindlichkeit für eine im Voraus 
erbrachte oder erhaltene Gegenleistung bilanziert, bevor es den zugehörigen Vermögenswert, Aufwand oder Ertrag 
(oder einen Teil davon) erfasst. 

5.  Diese Interpretation ist nicht anzuwenden, wenn ein Unternehmen die zugehörigen Vermögenswerte, Aufwendungen 
oder Erträge beim erstmaligen Ansatz 

a)  zum beizulegenden Zeitwert bewertet oder 

b)  zum beizulegenden Zeitwert der Gegenleistung, die zu einem anderen Zeitpunkt als dem Zeitpunkt des 
erstmaligen Ansatzes des nicht monetären Vermögenswerts oder der nicht monetären Verbindlichkeit erbracht 
oder erhalten wurde, (beispielsweise bei der Bewertung des Geschäfts- oder Firmenwerts gemäß IFRS 3 Unterneh­
menszusammenschlüsse) bewertet. 

6.  Die Anwendung dieser Interpretation ist für ein Unternehmen nicht verpflichtend bei 

a)  Ertragsteuern und 

b) Versicherungsverträgen (einschließlich Rückversicherungsverträgen), die es ausgibt, und Rückversicherungs­
verträgen, die es hält. 
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(1) Gemäß Paragraph 106 von IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden ist ein Unternehmen beispielsweise in dem Fall, in dem ein Kunde eine 
Gegenleistung zahlt oder es selbst vor Übertragung eines Guts oder einer Dienstleistung auf den Kunden einen unbedingten Anspruch 
auf eine bestimmte Gegenleistung (d. h. eine Forderung) hat, verpflichtet, den Vertrag als Vertragsverbindlichkeit auszuweisen, wenn die 
Zahlung geleistet oder fällig wird (je nachdem, welches von beidem früher eintritt). 



FRAGESTELLUNG 

7.  Diese Interpretation behandelt die Fragestellung, wie bei der Ausbuchung eines nicht monetären Vermögenswerts 
oder einer nicht monetären Verbindlichkeit für die im Voraus erbrachte oder erhaltene Gegenleistung in 
Fremdwährung der Zeitpunkt der Transaktion festzulegen ist, der für die Bestimmung des Wechselkurses für die 
erstmalige Erfassung des zugehörigen Vermögenswerts, Aufwands oder Ertrags (oder eines Teils davon) heranzuziehen 
ist. 

BESCHLUSS 

8.  In Anwendung der Paragraphen 21–22 von IAS 21 ist der Zeitpunkt der Transaktion zum Zweck der Bestimmung 
des Wechselkurses, der für die erstmalige Erfassung des zugehörigen Vermögenswerts, Aufwands oder Ertrags (oder 
eines Teils davon) zu verwenden ist, der Zeitpunkt, zu dem ein Unternehmen erstmalig einen nicht monetären 
Vermögenswert oder eine nicht monetäre Verbindlichkeit für die im Voraus erbrachte oder erhaltene Gegenleistung 
bilanziert. 

9.  Werden mehrere Gegenleistungen im Voraus erbracht oder erhalten, so bestimmt das Unternehmen für jede im 
Voraus erbrachte oder erhaltene Gegenleistung den Zeitpunkt der Transaktion.  
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Anhang A 

Zeitpunkt des Inkrafttretens und Übergangsvorschriften 

Dieser Anhang ist integraler Bestandteil der IFRIC 22 und hat die gleiche bindende Kraft wie die anderen Teile der IFRIC 22. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

A1  Diese Interpretation ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Januar 2018 beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Interpretation 
früher an, so hat es dies anzugeben. 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

A2  Erstanwender wenden diese Interpretation wie folgt an: 

a)  rückwirkend im Einklang mit IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen 
Schätzungen und Fehler; oder 

b)  prospektiv auf alle in den Anwendungsbereich dieser Interpretation fallenden Vermögenswerte, Aufwendungen 
und Erträge, die zu oder nach einem der folgenden Zeitpunkte erstmals erfasst werden: 

i)  Beginn der Berichtsperiode, in der ein Unternehmen die Interpretation erstmalig anwendet; oder 

ii)  Beginn einer vorhergehenden Berichtsperiode, die im Abschluss derjenigen Berichtsperiode, in der ein 
Unternehmen die Interpretation erstmalig anwendet, als Vergleichsinformation dargestellt wird. 

A3  Wendet ein Unternehmen Paragraph A2b) an, so wendet es die Interpretation bei der erstmaligen Anwendung auf 
Vermögenswerte, Aufwendungen und Erträge an, die zu oder nach Beginn einer Berichtsperiode gemäß 
Paragraph A2b)i) oder ii) erstmals erfasst werden, in der es nicht monetäre Vermögenswerte oder nicht monetäre 
Verbindlichkeiten für vor diesem Zeitpunkt erbrachte oder erhaltene Gegenleistungen bilanziert hat.  
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Anhang B 

Die in diesem Anhang enthaltene Änderung ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2018 beginnen. 
Wendet ein Unternehmen diese Interpretation früher an, so hat es auch diese Änderungen für jene frühere Periode anzuwenden. 

Änderung an IFRS 1 Erstmalige Anwendung der International Financial Reporting Standards 

Paragraph 39AC wird angefügt. 

39AC  Durch IFRIC 22 Fremdwährungstransaktionen und im Voraus erbrachte oder erhaltene Gegenleistungen wurde der 
Paragraph D36 angefügt und der Paragraph D1 geändert. Ein Unternehmen hat die betreffenden Änderungen 
anzuwenden, wenn es IFRIC 22 anwendet. 

In Anhang D wird Paragraph D1 geändert. Eine Überschrift und ein Paragraph D36 werden angefügt. 

D1  Ein Unternehmen kann eine oder mehrere der folgenden Befreiungen in Anspruch nehmen: 

a)  anteilsbasierte Vergütungen (Paragraphen D2 und D3); 

b)  … 

t)  Designation von Verträgen über den Kauf oder Verkauf eines nicht finanziellen Postens (Paragraph D33); 

u)  Erlöse (Paragraphen D34 und D35) und 

v)  Fremdwährungstransaktionen und im Voraus erbrachte oder erhaltene Gegenleistungen (Paragraph D36). 

Fremdwährungstransaktionen und im Voraus erbrachte oder erhaltene Gegenleistungen 

D36  Ein Erstanwender braucht IFRIC 22 Fremdwährungstransaktionen und im Voraus erbrachte oder erhaltene 
Gegenleistungen nicht auf in den Anwendungsbereich dieser Interpretation fallende Vermögenswerte, 
Aufwendungen und Erträge anwenden, die vor dem Zeitpunkt des Übergangs auf IFRS erstmals erfasst wurden.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/520 DER KOMMISSION 

vom 28. März 2018 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 in Bezug auf die Einstufung des Stoffs Solvent 
Naphtha (Schwerbenzol/Lösungsbenzol), leicht aromatisch, hinsichtlich der Rückstandshöchstmenge 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die 
Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmakologisch 
wirksamer Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates 
und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) 
Nr. 726/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (1), insbesondere auf Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 17, 

gestützt auf die Stellungnahme der Europäischen Arzneimittel-Agentur, die vom Ausschuss für Tierarzneimittel 
abgegeben wurde, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 werden die Höchstmengen an Rückständen 
pharmakologisch wirksamer Stoffe, die in der Union zur Verwendung in Arzneimitteln für Tiere, die der 
Lebensmittelgewinnung dienen, oder in Biozidprodukten, die in der Tierhaltung eingesetzt werden, bestimmt 
sind, in einer Verordnung festgelegt. 

(2)  Tabelle 1 im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission (2) enthält eine Liste pharmakologisch 
wirksamer Stoffe und deren Einstufung hinsichtlich der Rückstandshöchstmengen in Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs. 

(3)  Der Stoff Solvent Naphtha (Schwerbenzol/Lösungsbenzol), leicht aromatisch, ist in dieser Tabelle nicht aufgeführt. 

(4) Der Europäischen Arzneimittel-Agentur (im Folgenden „EMA“) liegt ein Antrag auf Festsetzung von Rückstands­
höchstmengen für Solvent Naphtha (Schwerbenzol/Lösungsbenzol), leicht aromatisch, bei allen zur Lebensmittel­
erzeugung genutzten Arten vor. 

(5)  Die EMA hat auf Grundlage der Stellungnahme des Ausschusses für Tierarzneimittel die Empfehlung abgegeben, 
dass es zum Schutz der menschlichen Gesundheit nicht notwendig ist, eine Rückstandshöchstmenge für Solvent 
Naphtha (Schwerbenzol/Lösungsbenzol), leicht aromatisch, bei allen zur Lebensmittelerzeugung genutzten Arten 
festzusetzen. 

(6) Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 ist die EMA verpflichtet, die Anwendung von Rückstands­
höchstmengen, die für einen pharmakologisch wirksamen Stoff in einem bestimmten Lebensmittel bzw. in Bezug 
auf eine oder mehrere Tierarten festgesetzt wurden, auf ein anderes von derselben Tierart stammendes 
Lebensmittel bzw. auf andere Tierarten zu erwägen. 

(7)  Nach Auffassung der EMA entfällt die Extrapolierung der Einstufung „keine Rückstandshöchstmenge(n) 
erforderlich“ für Solvent Naphtha (Schwerbenzol/Lösungsbenzol), leicht aromatisch, da die Empfehlung für alle 
zur Lebensmittelerzeugung genutzten Arten gilt. 

(8)  Die Verordnung (EU) Nr. 37/2010 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(9)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Tierarzneimittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 
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(1) ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 11. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission vom 22. Dezember 2009 über pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung 

hinsichtlich der Rückstandshöchstmengen in Lebensmitteln tierischen Ursprungs (ABl. L 15 vom 20.1.2010, S. 1). 



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. März 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

In Tabelle 1 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 wird an der alphabetisch richtigen Stelle ein Eintrag für folgenden Stoff eingefügt: 

Pharmakologisch wirksame(r) Stoff(e) Markerrückstand Tierart(en) Rückstandshöchstmenge(n) Zielgewebe 
Sonstige Vorschriften (gemäß Artikel 14 

Absatz 7 der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009) 

Therapeutische 
Einstufung 

„Solvent Naphtha (Schwerben­
zol/Lösungsbenzol), leicht aroma­
tisch, mit Cumol-Konzentration 
nicht über 2,5 % und Benzol-Kon­
zentration nicht über 0,0002 % 

NICHT 
ZUTREFFEND 

Alle zur 
Lebensmittelerzeugung 
genutzten Arten 

Keine 
Rückstandshöchstmenge(n) 
erforderlich 

NICHT 
ZUTREFFEND 

Nur zur Anwendung auf der Haut. 

Nur in einem Volumen von höchs­
tens 15 μl Solvent Naphtha/kg Kör­
pergewicht. 

KEIN EINTRAG“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/521 DER KOMMISSION 

vom 28. März 2018 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 mit Durchführungsvorschriften hinsichtlich der 
Zollkontingente für die Einfuhr von Mais und Sorghum nach Spanien und von Mais nach Portugal 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf 
Artikel 187 Buchstabe c, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 der Kommission (2) enthält die Durchführungsvorschriften hinsichtlich der 
Zollkontingente für die Einfuhr von Mais und Sorghum nach Spanien und von Mais nach Portugal. 

(2)  Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 kann auf den gemäß der Verordnung (EU) Nr. 642/2010 
der Kommission (3) festgesetzten Einfuhrzoll eine pauschale Ermäßigung angewendet werden. Eine solche 
Ermäßigung wurde mit der Delegierten Verordnung (EU) 2018/94 der Kommission (4) für den Einfuhrzoll für 
Sorghum aus Drittländern nach Spanien festgesetzt. Sie gilt für die verfügbaren Restmengen an Sorghum, die im 
Rahmen des am 1. Januar 2017 eröffneten Zollkontingents nach Spanien eingeführt werden dürfen. 

(3)  Damit diese pauschale Ermäßigung angewendet werden kann, müssen diese Mengen besondere Bedingungen 
erfüllen. Insbesondere sieht Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 vor, dass in 
den Fällen, in denen die Kommission eine pauschale Ermäßigung angenommen hat, für die Gültigkeitsdauer der 
Lizenzen der in Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1342/2003 der Kommission (5) genannte Zeitraum 
maßgebend ist. Der betreffende Buchstabe dieser letztgenannten Bestimmung wurde jedoch durch die Delegierte 
Verordnung (EU) 2016/1237 der Kommission (6) gestrichen, die zusammen mit der Durchführungsverordnung 
(EU) 2016/1239 der Kommission (7) Vorschriften für die Anwendung der Regelung über Einfuhr- und 
Ausfuhrlizenzen für landwirtschaftliche Erzeugnisse gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 festlegt. Es ist 
daher angebracht, wieder eine Vorschrift über die Gültigkeitsdauer der Lizenzen für die Zwecke der Verordnung 
(EG) Nr. 1296/2008 einzuführen. Aus Gründen der Klarheit sollte diese Vorschrift unmittelbar in die Verordnung 
(EG) Nr. 1296/2008 aufgenommen werden. 

(4)  Die Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 der Kommission sollte daher entsprechend geändert werden. 

(5)  Im Interesse der Rechtssicherheit sollte klargestellt werden, dass die Bestimmung über die Gültigkeitsdauer für alle 
gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 2018/94 erteilten Lizenzen gilt. Diese Verordnung sollte daher 
rückwirkend ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Delegierten Verordnung (EU) 2018/94 gelten. 

(6)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 der Kommission vom 18. Dezember 2008 mit Durchführungsvorschriften hinsichtlich der 

Zollkontingente für die Einfuhr von Mais und Sorghum nach Spanien und von Mais nach Portugal (ABl. L 340 vom 19.12.2008, S. 57). 
(3) Verordnung (EU) Nr. 642/2010 der Kommission vom 20. Juli 2010 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 

Nr. 1234/2007 des Rates hinsichtlich der Einfuhrzölle im Getreidesektor (ABl. L 187 vom 21.7.2010, S. 5). 
(4) Delegierte Verordnung (EU) 2018/94 der Kommission vom 16. November 2017 zur Festsetzung einer pauschalen Zollermäßigung bei 

der Einfuhr von Sorghum aus Drittländern nach Spanien (ABl. L 17 vom 23.1.2018, S. 7). 
(5) Verordnung (EG) Nr. 1342/2003 der Kommission vom 28. Juli 2003 mit besonderen Durchführungsbestimmungen über Einfuhr- und 

Ausfuhrlizenzen für Getreide und Reis (ABl. L 189 vom 29.7.2003, S. 12). 
(6) Delegierte Verordnung (EU) 2016/1237 der Kommission vom 18. Mai 2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Durchführungsbestimmungen für die Regelung über Ein- und Ausfuhrlizenzen 
und zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Vorschriften über 
die Freigabe und den Verfall der für solche Lizenzen geleisteten Sicherheiten sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2535/2001, 
(EG) Nr. 1342/2003, (EG) Nr. 2336/2003, (EG) Nr. 951/2006, (EG) Nr. 341/2007 und (EG) Nr. 382/2008 der Kommission und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 2390/98, (EG) Nr. 1345/2005, (EG) Nr. 376/2008 und (EG) Nr. 507/2008 der Kommission 
(ABl. L 206 vom 30.7.2016, S. 1). 

(7) Durchführungsverordnung (EU) 2016/1239 der Kommission vom 18. Mai 2016 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung 
(EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Regelung über Ein- und Ausfuhrlizenzen (ABl. L 206 
vom 30.7.2016, S. 44). 



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Gültigkeitsdauer der Lizenzen sind maßgebend: 

a)  der Zeitraum vom Tag der Erteilung bis zum Ende des zweiten Monats, der auf den Monat der Ausstellung folgt, 
in den Fällen, in denen die Kommission eine pauschale Ermäßigung angenommen hat; 

b)  bei Ausschreibung der Ermäßigung die Bestimmungen der Verordnung zur Eröffnung der Ausschreibung.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 26. Januar 2018. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. März 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (GASP) 2018/522 DES POLITISCHEN UND SICHERHEITSPOLITISCHEN KOMITEES 

vom 27. März 2018 

zur Ernennung des Befehlshabers der EU-Einsatzkräfte für die Militäroperation der Europäischen 
Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhinderung und Bekämpfung von seeräuberischen 
Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias (Atalanta) und zur 

Aufhebung des Beschlusses (GASP) 2017/1356 (ATALANTA/1/2018) 

DAS POLITISCHE UND SICHERHEITSPOLITISCHE KOMITEE — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 38, 

gestützt auf die Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP des Rates vom 10. November 2008 über die Militäroperation der 
Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und 
bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias (1), insbesondere auf Artikel 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit Artikel 6 Absatz 1 der Gemeinsamen Aktion 2008/851/GASP hat der Rat das Politische und Sicherheitspo­
litische Komitee (PSK) ermächtigt, die einschlägigen Beschlüsse zur Ernennung des Befehlshabers der 
EU-Einsatzkräfte für die Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhinderung 
und Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias (im 
Folgenden „Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte“) zu fassen. 

(2)  Am 18. Juli 2017 hat das PSK den Beschluss (GASP) 2017/1356 (2) zur Ernennung von Konteradmiral Fabio 
GREGORI zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte erlassen. 

(3)  Der Befehlshaber der EU-Operation hat empfohlen, Konteradmiral Simone MALVAGNA als Nachfolger von 
Konteradmiral Fabio GREGORI mit Wirkung vom 5. April 2018 zum neuen Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte zu 
ernennen. 

(4)  Am 5. März 2018 hat der EU-Militärausschuss diese Empfehlung unterstützt. 

(5)  Der Beschluss (GASP) 2017/1356 sollte daher aufgehoben werden. 

(6)  Gemäß Artikel 5 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an 
der Ausarbeitung und Durchführung von Beschlüssen und Maßnahmen der Union, die verteidigungspolitische 
Bezüge haben — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Konteradmiral Simone MALVAGNA wird mit Wirkung ab dem 5. April 2018 zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte für 
die Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhinderung und Bekämpfung von 
seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias (Atalanta) ernannt. 

Artikel 2 

Der Beschluss (GASP) 2017/1356 wird aufgehoben. 
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(1) ABl. L 301 vom 12.11.2008, S. 33. 
(2) Beschluss (GASP) 2017/1356 des Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees vom 18. Juli 2017 zur Ernennung des Befehlshabers 

der EU-Einsatzkräfte für die Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhinderung und Bekämpfung von 
seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias (Atalanta) und zur Aufhebung des Beschlusses 
(GASP) 2017/321 (ATALANTA/2/2017) (ABl. L 190 vom 21.7.2017, S. 12). 



Artikel 3 

Der vorliegende Beschluss tritt am 5. April 2018 in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 27. März 2018. 

Im Namen des Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees 

Der Vorsitzende 
W. STEVENS  
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/170 der Kommission vom 2. Februar 2018 
über einheitliche detaillierte Spezifikationen für die Datenerhebung und -analyse zur 

Überwachung und Bewertung der Funktionsweise des EURES-Netzes 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 31 vom 3. Februar 2018) 

Auf Seite 109, Anhang, Ziffer I Nummer 1 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“ 

Auf Seite 109, Anhang, Ziffer I Nummer 2 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“ 

Auf Seite 109, Anhang, Ziffer I Nummer 3 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“ 

Auf Seite 110, Anhang, Ziffer I Nummer 4 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“ 

Auf Seite 110, Anhang, Ziffer II Nummer 1 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“ 

Auf Seite 111, Anhang, Ziffer II Nummer 3 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“ 

Auf Seite 112, Anhang, Ziffer II Nummer 6 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“ 

Auf Seite 112, Anhang, Ziffer II Nummer 7 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“ 
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Auf Seite 112, Anhang, Ziffer II Nummer 8 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“ 

Auf Seite 112, Anhang, Ziffer II Nummer 9 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“ 

Auf Seite 112, Anhang, Ziffer II Nummer 10 vierter Gedankenstrich: 

Anstatt:  „Zeitraum der Datenerfassung: zweijährlich.“ 

muss es heißen:  „Zeitraum der Datenerfassung: halbjährlich.“  
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